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Neue Studie vom Berlin-Institut

Teilhabeatlas: Viele „abgehängte“ 
Regionen sind in Ostdeutschland
Erklärtes Ziel der Bundesregierung ist es, für „gleichwertige Lebensverhält-
nisse“ in allen Teilen des Landes zu sorgen. Doch was bedeutet das eigent-
lich? Damit beschäftigt sich eine aktuelle Studie des Berlin-Instituts. Und 
zeigt dabei: Viele „abgehängte“ Regionen sind im Osten.

Drei Jahrzehnte nach der Wie-
dervereinigung hängen die 
meisten ostdeutschen Regio-
nen noch in vielen Bereichen 
zurück. In fast allen ländlichen 
Kreisen, aber auch in den meis-
ten ostdeutschen Städten 
müssen die Menschen mit ge-
ringeren Teilhabechancen le-
ben. Dieses Schicksal teilen sie 
aber mit den Bewohnern eini-
ger westdeutscher Städte, vor 
allem im Ruhrgebiet, aber auch 
im Südwesten von Rheinland-
Pfalz, im Saarland sowie in Nie-
dersachsen und Schleswig-Hol-
stein.

Das ist das Ergebnis einer neu-
en Studie des Berlin-Instituts 
und der Wüstenrot Stiftung. 
Die Studie untersucht, welche 
gesellschaftlichen Teilhabe-
chancen die 401 deutschen 
Landkreise und kreisfreien 
Städte ihren Bewohnerinnen 
und Bewohnern bieten. Ge-
messen wurde die Teilhabe an-
hand einer Reihe von Indikato-
ren wie der Quote von 
Sozialleistungsempfängern, 
der Höhe der Einkommen, der 
Verfügbarkeit schneller Inter-
netzugänge oder der Erreich-
barkeit von Ärzten, Supermärk-
ten und weiteren alltäglichen 
Dienstleistungen.

Als „abgehängte Regionen“ 
gelten dabei solche mit hoher 
Quote von Sozialleistungsemp-
fängern und einem sehr hohen 
Anteil an Schulabbrechern. Ge-
ring ist hingegen das Einkom-
men, das Steueraufkommen, 
die Lebenserwartung und die 
Breitbandversorgung, sehr ge-
ring sogar die Nahversorgung.

Zu dieser Gruppe (die Studie 
nennt es „Cluster“) zählen 58 
ländliche Kreise, die überwie-
gend in den ostdeutschen  
Bundesländern liegen, sowie 
vereinzelt eben in Schleswig-
Holstein, Niedersachsen, Rhein-
land-Pfalz und im Saarland. Es 
sind ländliche Regionen, die 
wirtschaftlich wie auch bei der 
Bereitstellung der Versorgungs-
infrastruktur vor Problemen 
stehen. Nur zwei sächsische 
und sechs brandenburgische 
Landkreise haben den Sprung 
in ein besseres Cluster ge-
schafft. Diese befinden sich al-
lesamt in den Speckgürteln at-
traktiver Großstädte. In den 
alten Bundesländern haben nur 
wenige Landkreise mit ähnlich 
großen strukturellen Proble-
men zu kämpfen.

Diese ländlichen Regionen ha-
ben bei fast allen Indikatoren 
den schlechtesten Durch-
schnittswert aller untersuch-
ten Einheiten – nur bei den 
Leistungsberechtigten nach 
SGB II und der Lebenserwar-
tung weisen die durch den 
Strukturwandel gebeutelten 
Großstädte noch schlechtere 
Werte auf. Aber auch für diese 
Städte gilt: Man findet sie vor 
allem im Ruhrgebiet und in 
den neuen Bundesländern, 
aber auch in Norddeutschland, 
in der Pfalz und im Saarland.

<< Objektive Bedingungen 
versus subjektive  
Wahrnehmung

Aber wie nehmen die Men-
schen diese tatsächlichen Le-
bensbedingungen wahr – 

gleich, besser oder schlechter, 
als es die objektiven Zahlen er-
warten lassen? Um die gefühl-
ten Teilhabechancen mit den 
erhobenen Daten abzuglei-
chen, hat das Berlin-Institut in 
15 Regionen aus allen sechs 
untersuchten Clustern insge-
samt fast 300 Einzelinterviews 
und Gruppengespräche ge-
führt: mit Bürgern und Politi-
kern, mit Verwaltungsmitar-
beitern, Wirtschafts- und 
Medienvertretern sowie mit 
Menschen, die ehrenamtlich 
oder hauptberuflich im sozia-
len Bereich arbeiten. Das Er-
gebnis ist zwar nicht repräsen-
tativ, gibt aber einen guten 
Einblick in das Lebensgefühl 
vor Ort. „In den Gesprächen 
zeigte sich, dass die Menschen 
ihre Lebensbedingungen weit-
gehend realistisch einschät-
zen“, fasst Manuel Slupina zu-
sammen, Mitautor der Studie. 
„Mit den Unterschieden bei 
den Teilhabechancen gingen 
sie recht nüchtern und prag-
matisch um.“ Je nach Wohnort 
haben sie auch andere Erwar-
tungen an ihr Umfeld. Die be-
fragten Landbewohner sind 
sich meist des Nachteils be-
wusst, dass sie zum Arbeiten 
pendeln müssen und für man-
che Erledigungen auf die 
nächste größere Stadt ange-
wiesen sind. Trotzdem äußer-
ten sie, dass sie gern dort le-
ben.

Haben Bewohner das Gefühl, 
dass sich ihre Region positiv 
entwickelt, schätzen sie ihre 
persönliche Lage eher optimis-
tisch ein. „Gerade dort, wo die 
Menschen nach einer langen 

Durst-
strecke 
wieder 
einen Auf-
wärtstrend 
verspüren, bli-
cken die Befrag-
ten meist positiv in 
die Zukunft“, so Slupi-
na. Umgekehrt äußerten 
Befragte das Gefühl, abge-
hängt zu sein, wo sie den Nie-
dergang als chronisch erleben 
und wenig Perspektiven sehen. 
Dabei sind es oft Veränderun-
gen im unmittelbaren Umfeld, 
welche die Einschätzung prä-
gen: Wenn der Dorfladen 
schließt oder das Krankenhaus 
auf der Kippe steht, empfinden 
viele dies als problematisch – 
selbst wenn sich die Region als 
Ganze positiv entwickelt.  Ob 
auf dem Land oder in der 
Stadt, ob in einer Boom- oder 
Schrumpfregion, überall be-
richten Gesprächspartner von 
einer besonderen Bindung zu 
ihrer (Wahl-)Heimat. Wer sich 
einem Ort verbunden fühlt, ist 
eher bereit, sich zu engagieren 
und zur Verbesserung der Le-
bensbedingungen beizutragen. 
Zahlreiche Vereine, Bürgerbus-
se oder Dorfläden zeugen 
davon. In den besuchten länd-
lichen Regionen in Ostdeutsch-
land stehen jedoch viele Be-
fragte dem Gedanken, selbst ©
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die Initiative zu ergreifen, 
skeptisch gegenüber und glau-
ben nicht, mit ihrem Einsatz 
etwas bewirken zu können. 
Missstände zu beheben sei 
Aufgabe der Politik.

<< Was bedeutet 
„gleichwertig“?

Erklärtes Ziel der Bundesregie-
rung ist, für „gleichwertige Le-
bensverhältnisse“ in allen Tei-
len des Landes zu sorgen. „Sie 
hat allerdings bis heute nicht 
definiert, wie Gleichwertigkeit 
überhaupt auszusehen hätte“, 
moniert Reiner Klingholz, Di-
rektor des Berlin-Instituts für 
Bevölkerung und Entwicklung. 
Das mache es nahezu unmög-
lich, ungleichwertige Lebens-
verhältnisse zu benennen, 
geschweige denn, Gleichwer-
tigkeit herzustellen.  Ohnehin 

ent-
wickeln 

sich die 
Regionen wirt-

schaftlich und demogra-
fisch sehr unterschiedlich und 
bringen oft grundlegend ver-
schiedene Voraussetzungen 
mit. „Mit dem Versprechen 
von Gleichwertigkeit weckt die 
Politik Erwartungen, die sie 
nicht erfüllen kann“, so Kling-
holz. „Dies führt unweigerlich 
zu Enttäuschungen und weite-
ren Frustrationen.“ Stattdessen 
solle sie die Realität anerken-
nen und ihre eigenen Möglich-
keiten nüchtern einschätzen. 
Aufgrund der Vielfalt der Le-
bensbedingungen muss sie 
nach Lösungen suchen, die sich 
an den jeweiligen regionalen 
Möglichkeiten und Bedürfnis-
sen orientieren, um den Men-
schen überall im Land eine ge-
sellschaftliche Teilhabe zu 
ermöglichen.

Der dbb Bundesvorsitzende 
Ulrich Silberbach erinnerte mit 

Blick auf die Studie daran, dass 
der Anspruch auf „gleichwer-

tige Lebensverhältnisse“ 
nicht Gleichmacherei 

bedeute, sondern die 
flächendeckende Si-

cherung der Grund-
versorgung mit 

staatlichen Dienst-
leistungen.

„Wer in Kreuz-
berg wohnt, 
kann vor dem 
Fenster keine 
Wälder und 
Seenlandschaf-
ten erwarten, 
so wie jemand 
aus der Ucker-

mark auf dem 
Dorfplatz kein 

Staatstheater er-
warten darf. Er-

warten darf er je-
doch, dass es dort 

Internet gibt, dass die 
öffentliche Sicherheit 

gewahrt und die Fahrt zur 
nächsten Schule keine Bil-

dungsreise sein muss, dass die 
gesundheitliche Grundversor-
gung funktioniert und der 
Nahverkehr nicht nur aus öko-
logischen Gründen ausgebaut 
wird“, so der dbb Chef.

In vielen Bereichen der öffent-
lichen Infrastruktur sei in frü-
heren Jahren zu sehr auf Priva-
tisierung gesetzt worden, so 
Silberbach weiter. Privatwirt-
schaftliche Unternehmen ar-
beiteten aber vor allem 
gewinnorientiert und nähmen 
keine Infrastrukturverantwor-
tung wahr. „Angebote, die 
nicht kostendeckend sind, sind 
Aktionären schwer zu vermit-
teln. Das sind die Gesetze des 
Marktes. Hier muss der Staat 
wieder stärker eingreifen. 
Denkbar wäre, wie im Teilha-
be-Atlas beschrieben, den 
Kommunen zweckgebundene 
Infrastrukturmittel zur Verfü-
gung zu stellen. Man könnte 
von Bundes- oder Länderseite 
auch indirekt mehr in Infra-
struktur und Attraktivität der 
ländlichen Räume investieren, 
indem man Co-Working-
Spaces mit schnellem Internet 

für mobiles Arbeiten zur Verfü-
gung stellt.“

Aus gewerkschaftlicher Sicht 
sei aber noch ein weiterer As-
pekt der Regionalentwicklung 
von entscheidender Bedeu-
tung, so Silberbach. „Gut aus-
gebildetes Personal für den öf-
fentlichen Dienst zu finden 
kostet Geld, erst recht wenn 
die Kolleginnen und Kollegen 
motiviert werden sollen, in 
entlegenere Regionen zu zie-
hen. Das ist gerade für die fi-
nanzschwachen öffentlichen 
Arbeitgeber dort ein großes 
Problem. Auch hierfür müssen 
die betroffenen Kommunen 
finanziell besser ausgestattet 
werden.“�
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Spitzengespräch mit Ministerpräsidentin Schwesig

Bevölkerung ist Nutznießer guter 
öffentlicher Dienstleistungen
Nach den richtungsweisenden Beschlüssen  
der Landesregierung zur Einrichtung des Fonds 
„Handlungsfähige Landesverwaltung“ und zum 
Aussetzen des Personalabbaus im ersten Halbjahr 
2019 traf die Landesleitung des dbb m-v am 
15. August 2019 mit Ministerpräsidentin Manuela 
Schwesig zu einem Spitzengespräch zusammen. 

An dem Gespräch nahmen sei-
tens des dbb m-v neben dem 
Vorsitzenden Dietmar Knecht 
die stellvertretenden Landes-
vorsitzenden Brigitte Schroe
der, Michael Blanck, Gerd Düm-
mel und Thomas Krupp teil. 
Die Landesregierung wurde ne-
ben Ministerpräsidentin Manu-
ela Schwesig vom Chef der 
Staatskanzlei, Dr. Heiko Geue, 
sowie Dr. Antje Draheim, 
Staatssekretärin für Bundesan-
gelegenheiten und Bevoll-
mächtigte des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern beim 
Bund, vertreten.

Der dbb m-v begrüßte bei die-
ser Gelegenheit die Bündelung 
von Personalmanagementauf-
gaben in der Staatskanzlei. 
„Über Maßnahmen zur Fach-
kräftegewinnung und zusätzli-
che Motivierungen für das 
meist ältere Bestandspersonal 
können wir es schaffen, die ge-
wohnte Arbeits- und Leistungs-
fähigkeit der öffentlichen Hand 
zu gewährleisten“, so Knecht. 
„Dies geschieht nicht zum 
Selbstzweck, sondern alle Bür-
gerinnen und Bürger unseres 
Landes sind Nutznießer guter 
öffentlicher Dienstleistungen.“ 
Besonders hervorzuheben sei-
en als erster Schritt auch die 
Attraktivitätssteigerungen im 
Bereich der inneren Sicherheit.

Die übrigen aktuellen Mega
trends wie Demografie und Fle-
xibilisierung der Arbeitswelt, 

aber auch eigentliche Tabuthe-
men wie Altersteilzeit wurden 
ebenfalls angesprochen. „In 
dem Gespräch haben wir auch 
klargemacht, dass wir Alters-
teilzeitregelungen benötigen. 
Nicht um einen Stellenabbau 
wie vor Jahren umzusetzen, 
sondern Altersteilzeitregelun-
gen, die motivieren, länger ge-
sund im Beruf zu bleiben. Unter 
diesem Gesichtspunkt wurde 
dies bisher seitens der Landes-
regierung nicht betrachtet“, be-
tonte dbb Vize Michael Blanck, 
der auch Landesvorsitzender 
der Verbands Bildung und Erzie-
hung (VBE) ist.

<	 Schwesig: „Ein  
handlungsfähiger Staat 
braucht eine handlungs-
fähige Verwaltung.“

Die Vorsitzende der dbb Lan-
desfrauenvertretung, Brigitte 
Schroeder, betonte, dass die 
Landesregierung das Thema 
Frauenförderung noch konse-
quenter in den Fokus der Politik 
stellen müsse. Es gehe hier um 
die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, die Besetzung von 
Leitungsfunktionen, den Wie-
dereinstieg nach Elternzeit, die 
Beförderungspraxis und eine 
gerechte Bezahlung. „Noch im-
mer verdienen Frauen landes-
weit im Durchschnitt 21 Pro-
zent weniger als Männer, im 
öffentlichen Dienst sind es sie-
ben Prozent. Hier fordert der 
dbb die politische Umsetzung 

von Gender Budgeting – das 
heißt, alle haushaltspolitischen 
Entscheidungen, Maßnahmen, 
Programme und Gesetze, aber 
auch Haushaltspläne müssen 
auf ihre Auswirkungen auf 
Frauen und Männer überprüft 
und angepasst werden“, unter-
strich die stellvertretende dbb 
Landesvorsitzende.

<	 Knecht: dbb hat Know-
how für Projekt „Zu-
kunft der Verwaltung“

Thomas Krupp, Vorsitzender 
der Dienstrechtskommission 
des dbb m-v, stellte im Ge-
spräch mit der Ministerpräsi-
dentin klar, dass nach seiner 
Auffassung die Leistungen und 
die Arbeit der Kolleginnen und 
Kollegen im öffentlichen Dienst 
von den Politikern im Parla-
ment kaum gewürdigt werden. 
Deshalb würden vom Parla-
ment Verbesserungsvorschläge 
für den öffentlichen Dienst oft 
sehr kritisch betrachtet. „Dieses 
Akzeptanzproblem muss besei-
tigt werden.  Aus diesem Grund 
haben wir für den 30. Septem-
ber die Dienstrechtskommissi-
on einberufen, die sich neben 
der Wertschätzung der Leistung 
der Angehörigen des öffentli-

chen Dienstes auch mit der Er-
höhung der Attraktivität des 
öffentlichen Dienstes beschäf-
tigen wird. Daher freuen wir 
uns, dass Ministerialdirigentin 
Dr. Carola Voß, Abteilungsleite-
rin in der Staatskanzlei, ihre 
Teilnahme an der Kommissions-
sitzung bereits zugesagt hat“, 
so Krupp.

Die Mitglieder der dbb Lan
desleitung unterstrichen des 
Weiteren die Bereitschaft, die 
entsprechend dem Kabinettsbe-
schluss vom 7. Mai 2019 einzu-
richtende Geschäftsstelle für 
das Projekt „Zukunft der Ver-
waltung in M-V“ aktiv zu beglei-
ten und zu unterstützen. „In den 
38 Mitgliedsorganisationen des 
dbb m-v ist genau das Know-
how vorhanden, das dazu benö-
tigt wird“, betonte Knecht.

„Ein handlungsfähiger Staat 
braucht eine handlungsfähige 
Verwaltung mit gut qualifizier-
ten und motivierten Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern. 
Deshalb liegt mir eine enge Zu-
sammenarbeit mit dem Beam-
tenbund und seinen Mitglie-
dern sehr am Herzen“, sagte 
Ministerpräsidentin Manuela 
Schwesig nach dem Gespräch.�

<< Gerd Dümmel, Staatssekretärin Dr. Antje Draheim, Michael Blanck, 
Thomas Krupp, Ministerpräsidentin Manuela Schwesig, Dietmar Knecht, 
Brigitte Schroeder, Staatssekretär Dr. Heiko Geue (von links)
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AusbildungsSTART-Aktion der dbbj

Nachwuchs  
fordert moderne 
Arbeitsbedingungen
„Um gerade für junge Menschen als Arbeitgeber 
attraktiv zu bleiben, muss der öffentliche Dienst 
im Hinblick auf die Digitalisierung noch einiges 
tun“, machte die Vorsitzende der dbb jugend,  
Karoline Herrmann, die auch Mitglied der dbb 
Bundesleitung ist, am 9. August 2019 bei der Aus-
bildungsSTART-Aktion in Schwerin deutlich. 

Das traditionelle Event der  
dbb Jugendorganisation rückt 
jährlich zum Auftakt des neu-
en Ausbildungsjahres Themen 
der jungen Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst in den Fo-
kus. „Wir müssen raus aus der 
Steinzeit in den Amtsstuben“, 
forderte Herrmann. „Einheitli-
che und kompatible IT-Stan-
dards, die problemlos mobiles 
Arbeiten ermöglichen, gehören 
von Kindesbeinen an zur Le-
benswelt jener jungen Men-
schen, die sich heute für den 
öffentlichen Dienst entschei-
den. Wenn diese in den Job 
starten, dürfen sie sich nicht  
in die Vergangenheit zurück
katapultiert fühlen und sollten 
vielmehr als Expertinnen und 
Experten bei der digitalen Ge-
staltung der Verwaltung auf-
genommen werden. Das An-
wendungs-Know-how und die 
menschliche Komponente der 
Digital Natives sind der Motor 
für einen auch in Zukunft gut 
funktionierenden und leis-
tungsfähigen öffentlichen 
Dienst“, so Herrmann.

Auch dbb Chef Ulrich Silberbach 
und Volker Geyer, stellvertre-
tender dbb Bundesvorsitzender 
und Fachvorstand Tarifpolitik, 
forderten eine zügige Moderni-
sierung des öffentlichen Diens-
tes. „Wer junge Menschen für 
den Staatsdienst gewinnen will, 

muss nicht nur angemessen 
bezahlen, sondern auch für  
ein attraktives Arbeitsumfeld 
sorgen, das dem allgemeinen 
technischen Stand entspricht“, 
sagte Silberbach in Schwerin. 
„Wenn der Dienst-PC die Vor-
Vor-Version des Modells da-
heim ist oder im Außeneinsatz 
lieber die schnellen und smar-
ten Privat-Handys anstelle der 
uralten ‚Dienst-Knochen‘ be-
nutzt werden, ist das ein Ar-
mutszeugnis und wirkt absolut 
abschreckend auf alle, die ei-
gentlich gerne in den öffentli-
chen Dienst eintreten würden“, 
so Silberbach.

<	 Moderne technische 
Ausstattung für Digital 
Natives entscheidend

„Junge Menschen setzen sich 
im Zuge der Berufswahl heute 
sehr bewusst mit ihrem künf
tigen beruflichen Umfeld aus-
einander und recherchieren 
schon im Vorfeld gründlich, 
was da konkret auf sie zu-
kommt. Eine wesentliche 
Variable ist neben dem Ein-
kommen tatsächlich auch die 
technische Ausstattung, hier-
auf wird von den technikaffi-
nen Digital Natives deutlich 
mehr Wert gelegt als je zuvor. 
Kann ein Arbeitgeber hier nicht 
mithalten, ist er raus“, ergänz-
te dbb Vize Geyer.

Bei der AusbildungsSTART-
Aktion der dbb jugend in 
Schwerin luden die jungen 
Beschäftigten Passantinnen 
und Passanten zu einem Bil-
derrätsel ein, um für das The-
ma Technik und Ausstattung 
im öffentlichen Dienst zu sen-
sibilisieren. Dabei wurden Mo-
mentaufnahmen aus Behörden 
und Dienststellen gezeigt, dar-
unter auch fiktive Technik-Situ-
ationen. Die Rätselnden sollten 

raten, ob das jeweilige Motiv 
echt oder gestellt ist. Bei der 
Auflösung gab es immer wie-
der zahlreiche erstaunte, mit-
unter auch erschütterte Reak-
tionen angesichts noch immer 
in Einsatz befindlicher massiv 
veralteter Geräte. Einhelliger 
Tenor der Bürgerinnen und 
Bürger, der die Forderungen 
von dbb jugend und dbb unter-
streicht: „Das kann ja wohl 
nicht wahr sein.“�

<	 Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) 

Geschäftsführender Bezirksvorstand neu gewählt 
Auf der außerordentlichen Bezirksversammlung des GDL-Bezirks 
Nord-Ost am 9. August 2019 in Berlin wählten die anwesenden 
107 stimmberechtigten Delegierten mit überwältigender Mehr-
heit einen neuen geschäftsführenden Bezirksvorstand. 

Zum neuen Vorsitzenden wurde Volker Krombholz, zum Ersten 
Stellvertreter Roland Parnitzke sowie zum Zweiten Stellvertreter 
Steffen Genz gewählt. Volker Krombholz war bisher Betriebsrats-
vorsitzender bei DB Regio Nordost, wohnt in Neustrelitz und ist 
seit vielen Jahren Mitglied des Landeshauptvorstandes des dbb 
m-v. Der dbb Landesvorsitzende Dietmar Knecht gratulierte ihm 
im Namen der Landesleitung des dbb m-v recht herzlich und 
wünschte ihm bei der Ausübung seines neuen Amtes viel Erfolg.

<< Das Anliegen der dbbj fand Gehör – nicht nur bei zahlreichen Passantin-
nen und Passanten, sondern ebenso in der Politik, unter anderem beim 
Landtagsabgeordneten Philipp da Cunha (3. von rechts), bei Mecklen-
burg-Vorpommerns Finanzminister Reinhard Meyer (3. von links) und 
dessen Staatssekretär Heiko Mieraß (2. von links).

<< Von links: Roland Parnitzke (Erster Stellvertreter), Claus Weselsky 
(GDL-Bundesvorsitzender), Volker Krombholz (neuer Bezirksvor-
sitzender), Steffen Genz (Zweiter Stellvertreter)
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7. dbb Nordtreff

Interessante Gespräche 
an Land und auf See

Am 8. August 2019 fand nunmehr bereits zum 
siebten Mal der „Nordtreff“ der dbb Landesbünde 
Hamburg, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommern statt. Gastgeber war in diesem Jahr 
der dbb m-v, der im Rahmen der Hanse Sail in 
Rostock circa 120 Gäste begrüßen konnte.

Bevor am Nachmittag der von 
allen mit Vorfreude erwartete 
Segeltörn mit dem Segelschiff 
„Artemis“ startete, fand vor-
mittags auf dem Marinestütz-
punkt Hohe Düne eine gemein-
sam von der dbb jugend und 
der DBV Deutsche Beamten-
versicherung organisierte Auf-
taktveranstaltung statt. Nach 
der Eröffnung durch den dbb 
Landesvorsitzenden Dietmar 
Knecht sprach der „Personal-
chef“ der Marine, Kapitän zur 
See Thomas von Buttlar, über 
die aktuelle personelle Situati-
on der Marine und schilderte 

die Herausforderungen im  
Zusammenhang mit der Nach-
wuchsgewinnung.

Bernd Strahlke und Stefan Wal-
ther, Direktionsbevollmächtig-
te für den öffentlichen Dienst 
bei der DBV, präsentierten im 
Anschluss die Ergebnisse der 
von der DBV in Auftrag gege-
benen forsa-Studie „Junge 
Menschen und Gewerkschaf-
ten“. Umfragen zufolge genie-
ßen Gewerkschaften ein hohes 
Ansehen bei jungen Menschen 
und bis zu 68 Prozent aller Be
fragten können sich grundsätz-
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<< Der neue Chef der Staatskanzlei Dr. Heiko Geue (2. von links)  

ließ es sich nicht nehmen, seinen Antrittsbesuch beim dbb  
im Rahmen des 7. Nordtreffs zu absolvieren.
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lich eine Mitgliedschaft 
vorstellen. Jedoch ist der Be-
kanntheitsgrad von Einzelge-
werkschaften und auch teil-
weise von Dachverbänden in 
der Altersgruppe vergleichs-
weise gering. Auch hielten nur 
bis zu zehn Prozent der Befrag-
ten den Begriff „jugendlich“ für 
passend, für „modern“ stimm-
ten rund 25 Prozent. Diese und 
weitere Ergebnisse zeigen, dass 
es noch einiges zu tun gibt. Mit 
ihrer Aktion „Jetzt für die Zu-

kunft!“ bietet die DBV Verbän-
den und Gewerkschaften an, 
gemeinsame Konzepte zur 
Neumitgliedergewinnung un-
ter Berücksichtigung der fachli-
chen und regionalen Besonder-
heiten zu erarbeiten und dazu 
beizutragen, jungen Menschen 
Gewerkschaften näherzubrin-
gen und sie für diese zu begeis-
tern. Ein ausführlicher Bericht 
zu diesem Thema folgt in einer 
der nächsten Ausgaben des 
dbb regionalmagazins.

Bei gutem, wenn auch wechsel-
haftem Segelwetter ging es am 
Nachmittag an Bord der „Ar
temis“, die vom Marinestütz-
punkt aus direkt hinaus auf  
die Ostsee startete. Auch der 
dbb Bundesvorsitzende Ulrich 
Silberbach, sein Stellvertreter 
Volker Geyer, die dbb Landes-
vorsitzenden von Hamburg, 
Rudolf Klüver, und Schleswig-
Holstein, Kai Tellkamp, sowie 
zahlreiche weitere Mitglieder 
des dbb Bundesvorstandes ge-

nossen den dreistündigen Törn 
bei interessanten Gesprächen 
mit Mitgliedern aus den nörd
lichen Bundesländern und Ver-
tretern der Wirtschaftspartner 
aus dem dbb vorsorgewerk, die 
den dbb Nordtreff durch ihre 
Unterstützung erst ermögli-
chen. Herzlichen Dank dafür 
und bis zum nächsten Nord-
treff, dem sich im kommenden 
Jahr Bremen als viertes Bun-
desland anschließen und erst-
mals Gastgeber sein wird!�
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SBB Beamtenbund und Tarifunion Sachsen

Exklusive Kooperation  
mit dem dbb vorsorgewerk
Leben bedeutet Wandel, sowohl privat als auch 
beruflich. Ausbildung, Berufstätigkeit, eigener 
Haushalt, Familie oder Ruhestand verändern die 
Anforderungen an den Versicherungsschutz im 
Laufe der Zeit. Um hier mehr Licht ins Dunkel zu 
bringen, trafen sich am 13. August 2019 Vertreter 
von DBV Deutsche Beamtenversicherung, HUK-
COBURG, der Bausparkasse Wüstenrot, BBBank und 
Nürnberger mit Alexander Konzack vom dbb vor-
sorgewerk und Nannette Seidler, Landesvorsitzen-
de des SBB Beamtenbund und Tarifunion Sachsen. 

Ruhestandsplanung ab 30 – 
geht das? Wie bin ich während 
einer Teilzeit oder einer Beur-
laubung versorgt? Was pas-
siert eigentlich mit meinem 
digitalen Nachlass im Sterbe-
fall? Diese und noch viel mehr 
Fragen sollen im Rahmen unse-
rer exklusiven Kooperation des 
dbb vorsorgewerk gemeinsam 
mit dem SBB beantwortet wer-
den.

In eigener Regie beziehungs-
weise zusammen mit den Ko-
operationspartnern wird es 
eine Reihe von Veranstaltun-
gen zu Themen mit Bezug zu 
berufsbezogenen Fragestellun-
gen und/oder aktuellen Versi-

cherungs- und Finanzaspekten 
geben. 

Geplant ist eine Vortragsreihe, 
die die Kooperationspartner 
sowohl den Mitgliedsverbän-
den als auch ihren Einzelmit-
gliedern zur Verfügung stellen, 
um für versicherungsrelevante 
Themen noch besser gewapp-
net zu sein. 

Dabei informieren die Partner 
jeweils über folgende Themen-
bereiche:

>	DBV Deutsche Beamtenversi-
cherung: Lebens-, Kranken-, 
Haftpflicht-, Hausrat- und 
Unfallversicherung;

>	Bausparkasse Wüstenrot: 
Bausparen und Baufinan
zierung;

>	BBBank: „0,- Euro Girokonto“, 
Investmentfonds und 
Geldanlage;

>	HUK-COBURG: Kfz-Ver
sicherung;

>	Nürnberger: Bestattungs
vorsorge.

Während des Treffens in Dres-
den wurde über den aktuellen 
Stand der Vortragsreihe infor-
miert. Um noch mehr Mitglie-
der zu erreichen, wurden 
weitere Werbemaßnahmen 

diskutiert. Im September fin-
den nach langer Planung die 
ersten Vorträge statt.

Möchten Sie auch unverbind-
lich erfahren, wie Sie das Bau-
kindergeld optimal in Ihre 
Finanzierung einbinden kön-
nen oder wie Sie noch mehr 
beim Abschluss einer Kfz-
Versicherung sparen können? 
Rückmeldungen und Interes
senbekundungen nimmt die 
Geschäftsstelle des  
SBB gern per Mail unter  
infoveranstaltung@sbb.dbb.de 
entgegen.�

Frauennetzwerktreffen 

Wie wollen wir unsere Zukunft aktiv gestalten?
Unter diesem Thema trafen sich am Abend des 15. Juli 2019 zahlreiche Frauen 
aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft, Wissenschaft sowie Vereinen im Alberti-
num Dresden. Als besonderer Gast nahm Bundeskanzlerin Angela Merkel teil. 

Zu Beginn des Abends begrüß-
te Marion Ackermann (Gene-
raldirektorin der Staatlichen 
Kunstsammlungen Dresden) 
die Gäste. Der einladende Mi-

nisterpräsident Michael 
Kretschmer empfing seine Gäs-
te mit einigen Anregungen für 
die anschließende Diskussion. 
Er interessierte sich vor allem 

für die Ausgestaltung unserer 
Zukunft für Sachsen und wel-
che Schwerpunkte wir Frauen 
sehen beziehungsweise auf 
was wir besonders Wert legen.

Der Frauenanteil in der sächsi-
schen Bevölkerung beträgt 
rund 50 Prozent. Trotzdem sind 
Frauen in Führungsposition 
noch unterrepräsentiert und 
damit auch deren Schwerpunk-
te und Sichtweisen. Umso 
wichtiger ist es, dass die Frau-
en lauter und mutiger werden. 
Michael Kretschmer dankte für 

<	 Partnertreffen in der Geschäftsstelle des SBB
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Die SBB Jugend will DICH kennenlernen

Haben wir ein Date?
Für die meisten von uns war sie im täglichen Ar-
beitsleben sichtbar und erlebbar: die demografi-
sche Entwicklung. Die Kollegenschaft im Durch-
schnittsalter von 50+ konnte schon ziemlich 
genau voraussagen, wer irgendwann als Letzte(r) 
das Bürolicht ausmachen würde.

Beruflicher Nachwuchs war 
eher die Ausnahme als die 
Regel. Auswirkungen hatte 
dies natürlich auch auf die 
gewerkschaftliche Jugendar-
beit. Wie will man jemanden, 
der gar nicht da ist, auch für 
Gewerkschaftsthemen be
geistern?

Das Demografieproblem 
aufgreifend hat der Freistaat 
Sachsen aktuell eine Ausbil-
dungsoffensive gestartet. Die  
Ausbildungszahlen in nahezu 
allen Bereichen der öffentli-
chen Verwaltung und deren 

privatisierten Bereichen wur-
den erhöht – Anwärter(innen) 
und Auszubildende, also junge 
Menschen, mischen wieder mit 
in unserem Arbeits- und damit 
auch Gewerkschaftsleben. Eine 
gute, längst überfällige Ent-
wicklung!

Mit der „neuen“ Jugend kom-
men aber auch neue Themen 
in unsere Gewerkschaften. Di-
gitalisierung in der Verwaltung 
ist eben für „digital natives“ 
etwas ganz anderes als für die 
lebensälteren „Durchschnitts-
bediensteten“.

Welche Generation kommt da 
zu uns? Welche Werte und Vor-
stellungen haben unsere zu-
künftigen Kolleg(inn)en und 
Führungskräfte? Muss jetzt al-
les anders werden? Und wenn 
ja, wer oder was muss sich än-
dern? Wie kann und muss un-
sere Arbeitswelt der Zukunft 
aussehen? Haben wir über-
haupt Rahmenbedingungen, 
die für junge Menschen attrak-
tiv sind und bleiben? All diese 
spannenden Fragen will und 
wird die SBB Jugend zu ihrem 
Thema machen. 

Gewerkschaftliche Jugendar-
beit in unseren Fachgewerk-
schaften und Verbänden kann 
einen großen Beitrag leisten, 

kann Zukunft in unseren 
Verwaltungen und Betrieben 
mitgestalten. Ebenso legt sie 
Grundlagen für betriebliche 
Interessenvertretungen in Ju-
gend- und Auszubildendenver-
tretungen. Und es soll auch 
kein Geheimnis bleiben, dass 
Gewerkschaftsarbeit echt 
Spaß machen kann.

Na dann macht mal los, könnte 
man jetzt meinen. Aber ganz so 
einfach ist es dann eben doch 
nicht. Junge Menschen in so 
vielen Bereiche der öffentlichen 
Verwaltung bringen auch viel-
fältige Fragen und Herausfor-
derungen mit in die Gewerk-
schaftsarbeit: Auszubildende 
und Beamtenanwärter(innen), 

das große Interesse am Frauen-
netzwerktreffen und freute 
sich auf die vielen Anregungen 
und Ideen der Teilnehmenden. 
Nur gemeinsam können wir 
etwas voranbringen, die Ziele 
erreichen und unsere Werte 
erhalten. 

Bevor es in die Diskussion und 
den Austausch ging, gab Bun-
deskanzlerin Angela Merkel 
Einblicke in ihre Ansichten  
und Erfahrungen zum Thema 
Gleichberechtigung. „Die Viel-
falt an Charakteren und Ge-
schlechtern bereichert unser 
Leben und unseren Alltag“,  
so Merkel.

Dabei sind alle Generationen in 
allen Bereichen wichtig. Auch 
das Ehrenamt muss gestärkt 
werden und sich mehr vernet-
zen. So sollten wir uns fragen, 
warum Frauen zum Beispiel 
weniger in Politik, Medien, Un-
ternehmensführungen und In-
formatik vertreten sind. Ist es 

nicht spannend genug für sie? 
Oder trauen sie sich nicht? 
Oder liegt es an den bestehen-
den Strukturen?

Unsere aktuellen Strukturen 
und Systeme wurden in den 
vergangenen Jahrhunderten 
von Männern geprägt. In diese 
gleichen Strukturen können die 

Frauen nicht gepresst werden. 
Sie müssen an die Bedürfnisse 
der Frauen angepasst werden.

Die Digitalisierung bietet uns 
dabei eine Chance. Es verän-
dert unser Leben in allen Be-
reichen. Hierbei müssen wir 
auch unsere existierenden Re-
geln neu definieren und ab-

stimmen. In dem Prozess ist es 
wichtig, denen mit Qualität 
zuzuhören (nicht den Lauten), 
sich in andere hineinzuverset-
zen und Kompromisse zu fin-
den. Denn Kompromisse sind 
es, die unser Leben ausma-
chen. „Ohne Kompromisse gibt 
es kein Zusammenleben“, so 
Angela Merkel.

Diese Eigenschaften sind Stär-
ken der Frauen. Wir müssen 
uns nur trauen, sie zu nutzen 
und lauter, stärker zu werden. 
Unsere Zukunft wird auf jeden 
Fall anders. Sie wird spannen-
der. Nutzen wir die Möglichkei-
ten und gestalten sie aktiv mit! 

Die anschließende Diskussion 
zeigte, dass es in vielen Berei-
chen wichtig ist, sich für eine 
Chancengleichheit und Gleich-
berechtigung zu engagieren. 
Seien Sie mutig und zeigen 
mehr Präsenz!

Tanja Teich, 
Vorsitzende der SBB Frauen

<	 Tanja Teich (Vorsitzende der SBB Frauen) mit dem sächsischen Minister-
präsidenten Michael Kretschmer
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Grundsteuer

Eine Bestandsaufnahme und ein Blick in 
eine herausfordernde Zukunft

In der Finanz- und Steuerverwaltung, in der Wissenschaft und großen Teilen 
der Politik war über Jahrzehnte klar, dass sich das bisherige System der Grund-
steuer aufgrund der sich entwickelnden Grundstücks- und Wohnungswerte 
immer weiter von der Verfassung wegbewegte. Getan wurde aber nichts.

So war es nicht überraschend, 
dass das Bundesverfassungs-
gericht (BVerfG) am 10. April 
2018 feststellte, dass die 
Grundsteuer, so wie sie erho-
ben wird, verfassungswidrig 
ist. Das BVerfG gab dem Ge-
setzgeber daher auf, bis Ende 
2019 ein neues verfassungs-
konformes Gesetz zu verab-
schieden. Sollte dies gelingen, 
hätte die Verwaltung noch bis 
Ende 2024 Zeit, neue Grund-
steuerbescheide zu erlassen. 
Wird eine der Fristen gerissen, 
sei die weitere Erhebung der 
Grundsteuer verfassungswid-
rig – so das Gericht.

Gegenwärtig gibt es einen Ge-
setzentwurf der Bundesregie-
rung, der vorsieht, für alle 
Grundstücke eine Neuberech-
nung vorzunehmen, die sich 
neben der Größe und Lage des 
Grundstücks und des darauf 

stehenden Gebäudes auch an 
dem Grundstückswert orien-
tiert.

Auf Druck von Bayern gibt es 
eine Öffnungsklausel für die 
Länder, die eine vereinfachte 
Bewertung vornehmen wollen. 
Diese Öffnungsklausel erfor-
dert aber eine Grundgesetzän-
derung. Daher muss das Gesetz 
nicht nur mit der einfachen 
Mehrheit im Bundestag und 
-rat, sondern mit einer Zwei-
drittelmehrheit verabschiedet 
werden.

Die Grundsteuer betrifft ge-
genwärtig jeden, egal ob er ein 
Grundstück besitzt oder eine 
Wohnung gemietet hat. Dem 
Mieter wird der Anteil der 
Grundsteuer, der auf seine 
Wohnung entfällt, über die 
Betriebskostenabrechnung  
in Rechnung gestellt.

Über die Grundsteuer erhalten 
die Gemeinden bundesweit ge-
genwärtig 14 Milliarden Euro, in 
Sachsen betrug in 2018 das Auf- 
kommen 518 Millionen Euro.

Die überwiegende Mehrheit 
der Politiker betont seit der 
Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts, dass sich an 

der Höhe des Aufkommens 
nichts ändern darf und soll. 
Dies erscheint machbar zu 
sein. Manche Politiker behaup-
ten auch, dass sich für keinen 
Einzelnen etwas ändert. Letz-
teres erscheint schwer vorstell-
bar, da die Werte, die gegen-
wärtig der Grundsteuer 
zugrunde gelegt werden, in 
den neuen Bundesländern 
1935 festgestellt wurden, im 
Westen 1964. Seit diesen Zei-
ten haben sich die Grund-
stückswerte sehr unterschied-
lich entwickelt. Dies war auch 
der Grund, der zur Verfas-
sungswidrigkeit führte.

Aus unserer Sicht ist es daher 
klar, dass manche Bürger nach 
der Reform mehr zahlen müs-
sen als andere. Sollte das Ge-
samtaufkommen in Höhe von 
14 Milliarden Euro „gehalten“ 
werden, wird die Erhöhung 
eher in den städtischen Berei-
chen zu vermuten sein, da dort 
die Grundstückswerte beson-
ders stark gestiegen sind.

<	 Wie sieht es mit der 
Umsetzung der Reform 
in den Finanzämtern aus?

Die Grundsteuer fließt zwar 
den Kommunen zu, die Finanz-

ämter müssen aber vorher so-
genannte Grundsteuermess
bescheide erstellen, auf deren 
Basis die Kommune dann ihren 
Hebesatz anwendet und dem 
Steuerpflichtigen einen Grund-
steuerbescheid zukommen 
lässt.

In Sachsen müssen mehr als 
zwei Millionen Grundstücke 
von den Finanzämtern neu 
bewertet werden. Wie das be-
wältigt werden soll, ist völlig 
unklar, da die Besetzung in  
der Finanzverwaltung bereits 
heute schlecht ist. Die sächsi-
sche Finanzverwaltung ist ge-
genwärtig nur mit weniger  
als 84 Prozent des Personals 
ausgestattet, das nach der 
bundeseinheitlichen Perso
nalbedarfsberechnung für  
die Finanzverwaltung erfor
derlich ist.

Es werden Anstrengungen 
unternommen, diesen Zu-
stand zum Besseren zu wen-
den. Doch die demografische 
Entwicklung bedeutet, dass  
in den nächsten Jahren in 
Sachsen doppelt so viele 
Menschen altersbedingt aus-
scheiden wie nNeue auf den 
Arbeitsmarkt drängen. Dies 
führt dazu, dass wir mit Glück 

Studierende und Referendare, 
junge Kolleg(inn)en in verschie-
denen Laufbahnen, Qualifizie-
rungsebenen, Lebensphasen 
und Tätigkeitsbereichen – der 
Strauß der Themen ist groß. 

Die SBB Jugend will euch alle 
mitnehmen auf diesem span-

nenden Weg. Auch DICH!  
Wir brauchen DEINE Unter
stützung! 

Wenn du kreativ bist und 
Ideen hast; wenn du organi-
sieren kannst; wenn du Lust 
hast, berufsfachliche und/
oder politische Themen 

mitzugestalten oder wenn 
du dir das Ganze einfach nur 
mal angucken oder einfach 
ein paar junge Leute aus 
anderen Bereichen des öf-
fentlichen Dienstes kennen-
lernen willst, dann melde 
dich unter habenwirein 
date@sbb.dbb.de.

Unter www.sbb.de/Jugend fin-
dest du weitere Informationen 
und Ansprechpartner. Wir ha-
ben so viele Ideen – mach mit! 
Wir freuen uns auf dich.

 
Wir machen Staat … auch 
morgen noch!  #SBBJugend�
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Gewerkschaft BTB – Gewerkschaft Technik und Naturwissenschaft

Vertrauensleutetreffen in Dresden
Zahlreich folgten die Vertrauensfrauen und  
-männer der Gewerkschaft BTB – Gewerkschaft 
Technik und Naturwissenschaft im öffentlichen 
Dienst, Landesverband Sachsen, der Einladung 
zum diesjährigen Erfahrungsaustausch am 3. Juli 
2019 in den Räumen des Technischen Hilfswerks 
(THW) – Ortsverband Dresden.

Das Treffen begann mit einer 
Begrüßung durch den BTB-Lan-
desvorsitzenden Steffen Hor-
nig und einem Grußwort von 
Klaus Dünzkofer (THW Dres-
den). Dann gab Steffen Wink-
ler, stellvertretender Vorsitzen-
der des SBB Beamtenbund und 
Tarifunion Sachsen und Vorsit-
zender der Grundsatzkommis-
sion Tarifrecht des SBB, einen 
Überblick über die Ergebnisse 
der Einkommensrunde der 
Länder 2019.

Winkler unterstrich dabei auch 
die Bedeutung der Warnstreiks 
in ganz Sachsen sowie der 
Demonstrationen in Leipzig, 
Chemnitz und Dresden, an de-
nen auch Mitglieder des BTB 
Sachsen beteiligt waren. Für 
die 2020 im Bereich des TVöD 
(VKA) anstehenden Tarifver-
handlungen gab er einen ers-
ten Ausblick und ermutigte die 
Mitglieder, ihre Forderungen 
über die SBB-Tarifkommission, 
die Branchentage und über die 
Bundesfachgewerkschaften 
einzubringen.

In der anschließenden Diskus-
sion wurden zum Beispiel auch 
Sonderregelungen für Gewerk-
schaftsmitglieder oder eine 
Wahlmöglichkeit zwischen 
prozentualer Erhöhung des 
Tabellenentgeltes und zusätz
lichem Urlaub thematisiert.

Als weiterer Gastredner konnte 
Alexander Konzack vom dbb 
vorsorgewerk gewonnen wer-
den. Er stellte die exklusive 
Zusammenarbeit des SBB Be-
amtenbund und Tarifunion 
Sachsen mit dem dbb vorsorge-
werk vor und berichtete über 
Aktuelles aus dem dbb vorsor-
gewerk und der dbb vorteils-
welt für SBB-Mitglieder und de-
ren Angehörigen. Zudem stellte 
Konzack das dbb autoabo vor. 
Fragen konnten beantwortet 
werden und erste Nutzer aus 
den Reihen der Mitglieder ga-
ben positive Rückmeldungen.

André Ficker, stellvertretender 
Vorsitzender des SBB wie auch 
des BTB Sachsen, gab einen 
Überblick über die aktuellen 

Entwicklungen im Beamtenbe-
reich, insbesondere die Über-
nahme des Tarifergebnisses für 
die Beamten. Im Weiteren ging 
er auf das Zweite Gesetz zur 
Änderung des Sächsischen Ver-
messungs- und Katastergeset-
zes ein. Der BTB Sachsen hatte 
seine Stellungnahme dazu am 
1. März 2019 direkt an die Ab-
geordneten des Sächsischen 
Landtages geschickt. 

Einen breiten Raum nahm die 
Diskussion um das am 25. Juni 
2019 vom sächsischen Kabi-
nett verabschiedete umfang-
reiches Maßnahmenpaket zur 
Wertschätzungsinitiative ein. 
Schließlich wurden hier aus 
den Reihen der Beschäftigten 
gemachte Vorschläge und An-

regungen aufgegriffen und 
umgesetzt.

Verbesserte gesetzliche und im 
Verordnungswege getroffene 
beamtenrechtliche Regelungen 
werden auch für die Beamtin-
nen und Beamten im kommu-
nalen Bereich gelten und teil-
weise für Verbesserungen 
sorgen. Hier muss die Wert-
schätzungsinitiative weiter
getragen werden.

Abschließend gab Steffen 
Hornig einen Ausblick auf den 
7. Gewerkschaftstag des BTB 
Sachsen am 9. Mai 2020 in 
Dresden.

Steffen Hornig, 
BTB Sachsen

die Ausscheidenden ersetzen 
können, nicht aber die Lücke 
zwischen Bedarf und Ist.

Reinhold Mähne, Landesvor
sitzender der DSTG Sachsen, 
stellt klar: „Eine weitere zu-
sätzliche Aufgabe wie die nun 
geplante Neufestsetzung der 
Grundsteuer ist unseren Kol
leginnen und Kollegen ohne 
eine deutliche Entlastung von 
bestehenden Aufgaben nicht 
zuzumuten.“

Vor diesem Hintergrund er-
scheinen die Ankündigungen 
von Finanzminister Matthias 
Haß, die Umsetzung der Grund-
steuerreform in Sachsen mit 
dem vorhandenen Personal 
anzustreben, als ein Wunsch, 
an dessen Umsetzung Zweifel 
erlaubt sind.

Nach den bisherigen Planun-
gen ist mit einem zusätzlichen 
Personalaufwand von bundes-
weit mindestens 3 000 Perso-

nen zu rechnen. Auf Sachsen 
bezogen bedeutet dies ein Plus 
von 150 Bediensteten. „Die An-
kündigungen des Sächsischen 
Finanzministers gehen damit 
offensichtlich an den Realitä-
ten vorbei“, so Mähne weiter.

Für die DSTG Sachsen ist klar, 
dass ein kurzfristiger Personal-
aufwuchs für die Grundsteuer-
reform schwierig umzusetzen 
sein wird. „Damit kann der 
jetzt zu beschreitende Weg  

nur sein, andere Arbeiten der 
Finanzämter in entsprechen-
dem Umfang anders zu orga
nisieren oder zu reduzieren“,  
so der Landesvorsitzende. „Un-
ser Angebot als DSTG Sachsen 
steht, diese große Aufgabe ge-
meinsam, sachgerecht und mit 
Blick auf die Belange der Be-
diensteten zu gestalten.“

Christian Holzhey, 
stellvertretender Landes­

vorsitzender DSTG Sachsen

<	 André Ficker stellte aktuelle Entwick-
lungen im Beamtenbereich vor.
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DPVKOM

Protestkundgebung in Magdeburg
Weil der unliebsame Betriebsrat der Kommunikationsgewerkschaft DPVKOM abserviert werden soll, 
haben Beschäftigte der Deutschen Post AG und DPVKOM-Mitglieder am 10. Juli 2019 vor dem Arbeits-
gericht in Magdeburg protestiert und von der Deutschen Post AG die Einhaltung demokratischer 
Grundsätze gefordert.

Mit dabei waren auch die Lan-
desleitung des dbb sachsen-
anhalt sowie Mitglieder der 
GDL. Mit ihrer Teilnahme ha-
ben sie ein starkes Zeichen der 
Solidarität gesetzt.

Die ursprünglich für diesen Tag 
vorgesehene Kammerverhand-
lung im einstweiligen Verfü-
gungsverfahren vor dem Ar-
beitsgericht Magdeburg im 
Rechtsstreit des DPVKOM-ge-
führten Betriebsrates der ehe-
maligen Briefniederlassung 
Magdeburg und der Deutschen 
Post AG (DP AG) fand indes 
nicht statt. Die DP AG hatte in 
der Zwischenzeit einen Teil der 
vom DPVKOM-geführten Be-
triebsrat geforderten Informati-
onen und Unterlagen vorgelegt. 

Hintergrund des Rechtsstreits 
ist die zum 1. Juli 2019 erfolgte 

Zusammenlegung der bisheri-
gen Briefniederlassung Magde-
burg mit einem Teil der bisheri-
gen Briefniederlassung 
Braunschweig im Zuge einer 
Neustrukturierung der Flä-
chenorganisation der Deut-
schen Post. 

Per SMS hatte die Leiterin der 
Niederlassung Brief Magde-
burg dem Betriebsratsvorsit-
zenden und DPVKOM-Vize An-
dreas Kögler mitgeteilt, dass 
mit der Neustrukturierung der 
Flächenorganisation ab dem  
1. Juli 2019 der mehrheitlich 
aus Mitgliedern des gewerk-
schaftlichen Mitbewerbers be-
stehende Betriebsrat der auf-
gelösten Niederlassung Brief 
Braunschweig die Amtsge-
schäfte bis zur erforderlichen 
Neuwahl im kommenden Früh-
jahr weiterführen würde. Die 

Fakten hätten sich entgegen 
vorheriger Äußerungen geän-
dert. So wurde am 1. Juli 2019 
der für die Briefleitregion 38 
zuständige Betriebsteil der 
Niederlassung Braunschweig in 
den Betrieb Magdeburg integ-
riert.

Diese Vorgehensweise steht im 
Widerspruch zu den Inhalten 
eines im Februar dieses Jahres 
von der DP AG intern veröf-
fentlichten Strategiepapiers 
sowie zu den von mehreren 
hochrangigen Unternehmens-
vertretern im Vorfeld gemach-
ten Aussagen. Danach hätte 
der mehrheitlich von der DPV-
KOM besetzte Betriebsrat der 
Briefniederlassung Magdeburg 
über den 1. Juli hinaus Bestand 
gehabt. Damit hätte die DP AG 
geltendes Betriebsverfas-
sungsrecht angewandt, wo-

nach nach der Eingliederung 
eines vormals externen Be-
triebsteils in einen bestehen-
den Betrieb dessen Betriebsrat 
die Amtsgeschäfte bis zur – ge-
gebenenfalls durchzuführen-
den außerordentlichen – Be-
triebsratsneuwahl 
weiterzuführen hat.

Anstatt das Betriebsverfas-
sungsgesetz anzuwenden, griff 
die DP AG mit Zutun des ge-
werkschaftlichen Mitbewer-
bers in die Trickkiste und kons-
truierte im Rahmen des 
Tarifvertrages Nummer 206 
aus der besagten Betriebsauf-
spaltung Braunschweig mit an-
schließender Teilintegration in 
Magdeburg – der andere Teil, 
die Briefleitregion 37, wurde 
der Niederlassung Kassel zuge-
ordnet – einfach die Bildung 
einer neuen Betriebseinheit. 
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<	 Rund 100 Kolleginnen und Kollegen nahmen an der Protestkundgebung der DPVKOM teil.
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Seminar in Stagerode

Update Tarifrecht TV-L
Der Tarifvertrag der Länder (TV-L) prägt schon ein Jahrzehnt die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten 
der Länder. Insbesondere nach der Tarifeinigung vom März dieses Jahres fragen viele Kolleginnen und 
Kollegen nach einem Update. Ein Seminar in Stangerode bot dafür die passende Gelegenheit.

Zu den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern gehörten die für 
Tarifpolitik verantwortlichen 
Kolleginnen und Kollegen der 
Deutschen Verwaltungs-Ge-
werkschaft (DVG) und der 
Deutschen Steuer-Gewerk-
schaft (DSTG).

Als Dozent brachte Matthias 
Berends von der dbb Bundes-
geschäftsstelle und die „Num-
mer Zwei“ des dortigen Tarif-
geschäftsbereiches – auch mit 
jahrelangen persönlichen Er-
fahrungen aus dem Tarifpoker 
– die Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer auf den neuesten 
Stand. Manteltarifvertrag, Ent-
geltordnung, Zusatzversor-
gung, Nebenbestimmungen, 
Übergangsregelungen und Pro-
zedere von Tarifgesprächen 
waren nur einige der bespro-
chenen Themen. Alle Teilneh-

menden waren sich am Ende 
einig: ein gelungenes Seminar 
mit echtem Mehrwert für die 
gewerkschaftliche Arbeit.

Ulrich Stock, 
DVG-Landesvorsitzender

Das neue Gebilde heißt seit 
Anfang Juli „Niederlassung Be-
trieb Magdeburg“.

Ziel war die damit verbundene 
Zerstörung der sogenannten 
„Betriebsidentität“ der Nieder-
lassung Magdeburg, weil in 
diesem Fall betriebsverfas-
sungsrechtlich das Übergangs-
mandat dem leicht größeren 
Teil (Braunschweig) zusteht. 
Dem Betriebsratsvorsitzenden 
Andreas Kögler wurde schrift-
lich mitgeteilt: „Der Betrieb 
Niederlassung BRIEF Magde-
burg verliert seine Identität, 
das Amt des Betriebsrats er-
lischt.“

Nach Überzeugung der DPV-
KOM handelt es sich hierbei 
jedoch nur um eine schlichte 
Namensänderung. Es habe 
keine strukturellen Änderun-
gen gegeben. Die Räumlich-
keiten der Niederlassung Mag-
deburg seien ebenso wie die 
Betriebsmittel oder die Lei-
tungsstrukturen dieselben wie 
vorher. Durch die Eingliede-
rung des Braunschweiger Be-
triebsteils habe sich einzig die 
Anzahl der Beschäftigten er-
höht. Für die DPVKOM ist klar, 
dass sie es nicht hinnimmt, 
den mehrheitlich von ihr ge-
führten Betriebsrat in Magde-
burg mit juristischen Taschen-
spielertricks abservieren zu 

lassen. Beim Arbeitsgericht in 
Magdeburg sind in der Sache 
mehrere vom Betriebsrat 
Magdeburg, der DPVKOM und 
dem Schwerbehindertenver-
treter der Niederlassung Mag-
deburg eingelegte Rechtsmit-
tel anhängig. 

„Zusammen mit Beschäftigten 
der zum 1. Juli gegründeten 
Niederlassung Betrieb Magde-
burg und unseren Betriebsrats-

mitgliedern vor Ort werden wir 
ein deutliches Zeichen für die 
Einhaltung demokratischer 
Grundsätze im Unternehmen 
Deutsche Post setzen. Wir wol-
len und werden es nicht akzep-
tieren, dass der Arbeitgeber zu-
sammen mit der Gewerkschaft 
ver.di und dem Gesamtbe-
triebsrat den Wählerwillen der 
Mitarbeiter in der Niederlas-
sung Betrieb Magdeburg mit 
Füßen tritt und völlig ignoriert. 

Hier wird ein der Deutschen 
Post und dem gewerkschaftli-
chen Mitbewerber unbequemer 
Betriebsrat, der mehrheitlich 
der DPVKOM angehört, mit ju-
ristischen Taschenspielertricks 
eiskalt abserviert.“ Das sagte 
die Bundesvorsitzende der 
Fachgewerkschaft DPVKOM, 
Christina Dahlhaus, bereits im 
Vorfeld der Protestkundgebung 
in Magdeburg. 
�

<	 Mehr als 700 Beschäftigte der Deutschen Post AG Niederlassung Betrieb Magdeburg sprachen sich mit ihrer Un-
terschrift dafür aus, dass der DPVKOM-geführte Betriebsrat im Amt bleibt.
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Rechtspfleger Thomas Leinweber vor der Kamera

„Die Unverzichtbaren“ im Dauereinsatz
„Die Unverzichtbaren“ machen an Tausenden Schulen der Sekundarstufe 1  auf Plakaten und Postkar-
ten sowie im Internet Werbung für den größten, vielfältigsten und abwechslungsreichsten Arbeitgeber 
Deutschlands: den öffentlichen Dienst. Junge „Unverzichtbare“, Beschäftigte aus unterschiedlichen Be-
reichen des öffentlichen Dienstes, zeigen Gesicht für ihren Job und erläutern in Videoclips und Inter-
views, wie spannend der Dienst bei „Vater Staat“ ist. Mit seinem Gesicht an den Start ging bereits 
2016 auch Rechtspfleger Thomas Leinweber (damals 29) aus Bernburg an der Saale. 

Stühle werden hinausgetragen, 
Tische gerückt, Fensterbänke 
leer und dicke Gesetzbücher 
umgeräumt – es ist einiges los 
heute im Büro von Thomas 
Leinweber, Rechtspfleger am 
Amtsgericht Bernburg (Saale). 
Seit zwei Jahren ist er im 
Dienst, aber „so was“ hat er 
noch nicht erlebt: Dreharbei-
ten! Fotoaufnahmen! Inter-
views! Kein Wunder, denn der 
29-Jährige ist ein neuer „Un-
verzichtbarer“. Im Frühjahr 
2016 wird die 2012 vom dbb 
initiierte Nachwuchskampagne 
für den öffentlichen Dienst mit 
insgesamt fünf neuen Gesich-
tern in ihre dritte Staffel, ihr 
drittes Jahr gehen. Rechtspfle-
ger Thomas Leinweber ist da-
bei, um seinen spannenden Be-
ruf vorzustellen und jungen 
Menschen Lust auf die Arbeit 
bei „Vater Staat“ zu machen.

<	 „Ein Schelm, wer Böses 
dabei denkt“

„Wir machen zuerst Fotos“, 
entscheiden Fotografin Anja 
Nier und Kameramann Franz 
Leuschner. Und bevor ihr Pro
tagonist überhaupt erst nervös 
werden kann, ist er schon mit-
ten in der Fotosession und 
strahlt bestens ausgeleuchtet 
in die Kamera. „Rampenlicht 
bin ich ja schon ein bisschen 
gewohnt“, schmunzelt Thomas 
Leinweber und berichtet, dass 
er seit fast zehn Jahren aktiv 
am regen Karnevalsgeschehen 
seiner Geburtsstadt Bernburg 
teilnimmt, dessen Symbolfigur 
und Obernarr die Figur des Till 
Eulenspiegel ist – jahrelang 

verkörpert vom heute amtie-
renden Präsidenten des Bern-
burger Karnevalclubs: Thomas 
Leinweber! Aber „ein Schelm, 
wer Böses dabei denkt“, stellt 
Leinweber gleich mit Blick auf 
seinen Beruf am Amtsgericht 
klar: „Ich kann Dienst und pri-
vat sehr gut trennen, und alle 
wissen genau Bescheid, wo 
meine Grenzen sind.“ 

Dass Thomas Leinweber seinen 
Job aus dem Effeff beherrscht 
und für die Sache „brennt“, wie 
er sagt, wird schnell deutlich, 
als ihn Redakteurin Renée The-
sen für das Berufsprofil inter-
viewt, in dem Interessierte 
später genau nachlesen kön-
nen, was ein Rechtspfleger zu 
tun hat, wie die Ausbildung 
aussieht und was auch diese 
Berufsgruppe so unverzichtbar 
macht für Deutschlands Ge-
meinwesen.

<	 Rechtspfleger?  
Noch nie gehört …

… ist oft die Antwort auf die 
Frage: „Wer oder was ist ein 
Rechtspfleger?“ Erstaunlich, 
begegnet man doch – wenn 
man ein Gericht aufsucht – 
eher einer Rechtspflegerin oder 
einem Rechtspfleger als einer 
Richterin oder einem Richter. 
„Rechtspfleger sind so was wie 
die kleinen Brüder der Richter“, 
erklärt Thomas Leinweber. 
Förmlicher heißt das, der 
Rechtspfleger ist ein „selbst-
ständiges Organ der Rechts-
pflege“. Bei der Ausführung 
seiner Aufgaben ist er ebenso 
sachlich unabhängig wie der 

Richter. Er ist nur an Recht und 
Gesetz gebunden und keinen 
Weisungen unterworfen. Darin 
unterscheidet er sich von ande-
ren Beamten. Rechtspfleger 
sind nicht nur an Gerichten, 
sondern auch bei den Staats-
anwaltschaften im Bereich der 
Vollstreckung tätig; ein weite-
res breites Betätigungsfeld 
sind Justizverwaltung, die Ge-
schäftsleitungen der Gerichte 
oder Staatsanwaltschaften, die 
Personalverwaltungen, Bau- 
und Haushaltsabteilungen 
oder auch die Justizministeri-
en.

Kurzum: Die Rechtspfleger 
nehmen heute große Teile der 
Aufgaben bei Gericht wahr, die 

früher von Richtern erledigt 
wurden, sind standesrechtlich 
aber nicht Mitglieder der Rich-
terschaft, sondern sind Beamte 
des gehobenen Justizdienstes. 

Ein eigenes Gesetz, das 
Rechtspflegergesetz, definiert 
ihre Aufgaben. „Der Schwer-
punkt ihrer Tätigkeit liegt in 
der freiwilligen Gerichtsbar-
keit – also der sogenannten 
streitverhütenden Rechtspfle-
ge“, erklärt Thomas Leinwe-
ber. So trifft der Rechtspfleger 
etwa wesentliche Entschei-
dungen in Grundbuchsachen. 
Er nimmt außerdem fast alle 
Eintragungen in Handels-, Ge-
nossenschafts-, Güterrechts- 
und Vereinsregistern vor. Er 
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erteilt familien- und betreu-
ungsgerichtliche Genehmi-
gungen und wird im nachlass-
gerichtlichen Verfahren zur 
Erteilung von Erbscheinen, 
Testamentseröffnungen und 
Nachlasssicherungen tätig. 

Rechtspfleger helfen Rechtsu-
chenden, indem sie zum Bei-
spiel ihr mündlich vorgetrage-
nes Klagebegehren ordnen, 
auslegen und aufnehmen. In 
Zivil-, Familien- und Strafsa-
chen setzen sie die zu erstat-
tenden Kosten einschließlich 
der Rechtsanwaltsvergütung 
fest. Sie bearbeiten Insolvenz-
sachen, führen Zwangsverstei-
gerungen durch und sind im 
Bereich der Vollstreckung von 
Geld- und Haftstrafen tätig. 
„Wir nehmen also in einem äu-
ßerst breiten Bereich sehr an-
spruchsvolle Aufgaben wahr, 
und gemeinsam mit den Rich-
tern und Staatsanwälten bil-
den wir eine wichtige Kontakt-
stelle zwischen der Justiz und 
den Bürgern“, sagt Thomas 
Leinweber.

<	 Verantwortung und  
Konfliktlösung

Leicht sei sein Job beileibe 
nicht. Abgesehen von der ge-
nauen Kenntnis der Rechtslage, 
antwortet der junge Rechts-
pfleger auf die Frage nach den 
Voraussetzungen für seine Ar-

beit, „erfordert der Beruf Ver-
antwortungsbereitschaft, Ent-
scheidungsfreude, Flexibilität, 
Unparteilichkeit sowie Ver-
ständnis für wirtschaftliche 
und soziale Zusammenhänge. 
Sicheres Auftreten, die Fähig-
keit zur Konfliktlösung und 
zum Umgang mit Menschen 
sowie ein gutes Einfühlungs-
vermögen sollte man auch mit-
bringen“, erklärt Thomas Lein-
weber.

Die anspruchsvolle Fachhoch-
schulausbildung der Rechts-
pfleger (Vorbereitungsdienst) 
dauert drei Jahre. Der Vorberei-
tungsdienst gliedert sich in vier 
Studienabschnitte, wobei der 
erste und dritte Abschnitt 
(vierzehn und sechs Monate) 
der theoretischen Ausbildung 
und der zweite sowie vierte 
Abschnitt (zehn und sechs Mo-
nate) der Fachpraxis dienen. 

Das Fachstudium wird an der 
Hochschule für Wirtschaft und 
Recht (HWR) in Berlin durchge-
führt. Hier werden die wissen-
schaftlichen Grundlagen ver-
mittelt. Die praktische 
Ausbildung erfolgt an Amtsge-
richten und Staatsanwalt-
schaften in Sachsen-Anhalt. 
„Hier können wir die Theorie 
direkt anwenden und vertie-
fen“, so Leinweber. Am Ende 
des Vorbereitungsdienstes fin-
det die Rechtspflegerprüfung 

(Laufbahnprüfung für den ge-
hobenen Justizdienst) statt – 
schriftlich und mündlich.

Während der Ausbildung sind 
die Studierenden „Beamte auf 
Widerruf“ und erhalten An-
wärterbezüge. Nach der be-
standenen Laufbahnprüfung 
kann die Übernahme in ein Be-
amtenverhältnis auf Probe (als 
Justizinspektor) erfolgen. So-
weit die anschließende Probe-
zeit (in der Regel zwei Jahre 
und sechs Monate) erfolgreich 
absolviert ist, erfolgt in der 
Regel eine Übernahme in das 
Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit. Thomas Leinweber 
ist sich sicher: „Ich habe mei-
nen Traumberuf gefunden. 
Hier kann ich ganz selbststän-
dig arbeiten und vielen Men-
schen helfen, insbesondere in 
der Beratungshilfe und in den 
Betreuungsverfahren, um die 
ich mich kümmere.“

<	 Kampagne läuft auch an 
Tausenden Schulen 

Das und noch vieles mehr gab 
es von Thomas Leinweber bei 
den „Unverzichtbaren“ zu hö-
ren und zu sehen. An rund 
9 000 Schulen in Deutschland 
machten Plakate und Postkar-
ten Werbung für eine Karriere 
im öffentlichen Dienst und 
wiesen auf das Internetportal 
hin, das Informationen zu 
mehr als 100 Berufsprofilen 
und einen interaktiven Berufs-
finder bietet. In Videos und 
Blogs berichten junge Beschäf-
tigte und Auszubildende über 

ihre Arbeit und ihre Motive. 
Auch im sozialen Netzwerk 
„Facebook“ haben die Unver-
zichtbaren einen Account. Ein 
weiteres Element der Kampag-
ne ist eine Lehrermappe „Öf-
fentlicher Dienst“ mit einer 
komplett aufbereiteten Unter-
richtseinheit zum öffentlichen 
Sektor und seinen Berufen für 
Schülerinnen und Schüler der 
Sekundarstufe 1, die den Päda-
gogen an den entsprechenden 
Schulen jährlich bundesweit 
zur freien Nutzung angeboten 
wird. 

<	 dbb Landeschef: 
„Nachwuchs gerade 
jetzt unverzichtbar“

„Wie unverzichtbar Deutsch-
lands öffentlicher Dienst ist, 
zeigt sich gerade jetzt, wo die 
Babyboomer-Jahrgänge in den 
Ruhestand gehen“, erklärt dbb 
Landeschef Wolfgang Lade-
beck. „Und gerade jetzt, wo die 
Landesregierung von Sachsen-
Anhalt mit Neueinstellungen 
den durch massive Personal- 
und Sachmitteleinsparungen 
in den letzten Jahrzehnten ver-
ursachten Verwerfungen ent-
gegentritt, ist es wichtig, die 
vielfältigen Berufe aktiv zu be-
werben. Das heißt: Wir brau-
chen mehr ‚Unverzichtbare‘. 
Wir brauchen die besten Köpfe 
im öffentlichen Dienst, damit 
Deutschland, damit Sachsen-
Anhalt funktioniert. Deswegen 
wird der dbb mit den ‚Unver-
zichtbaren‘ weiter intensiv 
Werbung für den Berufsnach-
wuchs machen.“�
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Landtagswahl 2019 in Thüringen

Wer die Wahl hat, geht wählen
Am 27. Oktober 2019 werden die nächsten  
Landtagswahlen in Thüringen stattfinden. 

„Egal. Ist nicht wichtig. Die ma-
chen eh, was sie wollen. Und 
die vertreten ohnehin in erster 
Linie ihre eigenen Interessen. 
Da geh ich gar nicht hin, das 
bringt mir ja nichts“, höre ich 
manche sagen. Bereits der 
griechische Philosoph Plato 
sagte dazu: „Die Strafe für die 
weisen Leute, die sich weigern, 
politisch aktiv zu werden, be-
steht darin, dass sie unter der 
Regierung der weniger weisen 
Leute leben müssen.“

Und … die Positionen der ver-
schiedenen Parteien unter-
scheiden sich teilweise erheb-
lich. Jeder kann mit seiner 

Stimme entscheiden, welche 
politische Richtung er unter-
stützt. Erkennbar ist bereits 
jetzt, dass die Wahlergebnisse 
möglicherweise sehr knapp zur 
Bildung der einen oder ande-
ren Koalition ausreichen könn-
ten. Also: „Jede Stimme zählt.“

Besonders hervorheben möch-
ten wir auch, dass sich die Vor-
sitzenden der SBB Jugend 
(Sachsen), Chris Leon Nemitz, 
und der dbb jugend thüringen, 
Christian Bürger, insbesondere 
an die jugendlichen Wähler 
beider Länder gewandt haben: 
„Wir fordern junge Menschen 
auf, von ihrem Wahlrecht Ge-

brauch zu machen und durch 
ihre Stimme die Wahlen positiv 
zu beeinflussen. Für eine de-
mokratische und zukunftsori-
entierte Gesellschaft! Wir kön-
nen mit unseren Stimmen viel 
bewirken!“, stellen sie fest. Le-
sen Sie auf unserer Homepage 
nach!

Der tbb hat an die im Landtag 
vertretenen Parteien Fragen 
gerichtet, die uns interessieren 
müssen. Die Fragen und Ant-
worten werden wir in Kürze 
ebenfalls auf unserer Home-
page veröffentlichen.

Ja, okay, es ist aufwendig, die 
Antworten alle zur Kenntnis zu 
nehmen und dann eine Wahl-
entscheidung für sich selbst zu 
treffen. Wir laden Sie herzlich 

ein, diesen Aufwand zu treiben 
und sich dann zu entscheiden. 

Den zusammenfassenden Ap-
pell unserer beiden Jugendver-
treter können wir nur in vollem 
Umfang unterstützen: „Es be-
darf zur Beantwortung der Zu-
kunftsfragen mehr als Parolen 
und markiger Worte. Wir rufen 
alle Generationen dazu auf, 
sich in ihrer Wahlentscheidung 
nicht von populistischen Paro-
len, sondern von Sach- und Zu-
kunftsfragen leiten zu lassen. 
Ein ,Ausländer raus!‘ schafft 
keine Zukunft, eine gute 
menschliche Sozial-, Wirt-
schafts-, Umwelt- und Struk-
turpolitik schon.“

Helmut Liebermann, 
tbb Landesvorsitzender 

tbb unterwegs

Tag der Verbände Thüringen
Helmut Liebermann vertrat den tbb beim ersten „Tag der Verbände Thüringen“. Organisiert wurde  
dieser vom BVVGF e.V. als Bundesverband der Führungskräfte von Vereinen, Verbänden und Stiftungen 
unter der Schirmherrschaft des Ministerpräsidenten des Freistaates Thüringen, Bodo Ramelow.

Der tbb Landesvorsitzende be-
grüßte das neue Format bezüg-
lich seiner Schnittstellenfunk-
tion zwischen Vereinen/
Verbänden, Politik und Gesell-
schaft.

Die Veranstaltung wurde durch 
den Bundesvorsitzenden des 
BVVGF, Klaus-Dieter Rommeiß, 
eröffnet. Nach einem Gruß-
wort des Thüringischen Minis-
terpräsidenten Bodo Ramelow 
folgten inhaltlich sehr starke 
Vorträge zu den Themen „Eh-
renamt und bürgerschaftliches 
Engagement“, „Notwendigkeit 
der Verbände“, „Förderwelt der 

Verbände/Vereine/Stiftungen“, 
„Haftungsfragen in Vereinen 
und Verbänden“, „Chancen und 
Herausforderungen von Ver-
bänden in einer unübersichtli-
chen politischen Welt“, „DS-
GVO bei Vereinen/Verbänden“, 
„Vereinsfinanzierung“, „Absi-
cherung von Cyber-Risiken für 
Vereine und Verbände“. 

In einer finalen Diskussions
runde mit Schwerpunkt Land-
tagswahl in Thüringen debat-
tierten Politiker über das 
Wechselverhältnis von Politik 
und Verbänden. Mit dabei wa-
ren: Wolfgang Tiefensee (Wirt-

schaftsminister Thüringen, 
SPD-Spitzenkandidat); Dirk 
Adams MdL (Spitzenkandidat 
Bündnis 90/Die Grünen Thürin-
gen); Mike Mohring MdL (CDU-
Landesvorsitzender, Spitzen-
kandidat); Thomas L. 
Kemmerich MdB (FDP-Landes-
vorsitzender, Spitzenkandidat); 
Susanne Hennig-Wellsow MdL 
(Die Linke, Landtagskandida-
tin).

Bereichert um Anregungen für 
die eigene Verbandsarbeit  
zog Liebermann sein Fazit:  
„Ein guter Auftakt.“ 
�<	 tbb Chef Helmut Liebermann
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Ausbildungsstart 2019

START im 
öffentlichen Dienst
Zum Ausbildungsstart 2019 beteiligte sich die dbb 
jugend thüringen mit großem Einsatz.

Gemeinsam mit der komba ju-
gend thüringen konnten in Er-
furt, Weimar, dem Landesver-
waltungsamt und weiteren 
Verwaltungen zahlreiche neue 
Beamtenanwärter, Auszubil-
dende und Duale Studierende 
mit Starterkits für die Ausbil-
dung begrüßt werden. Will-
kommenspakete gab es, ge-
meinsam mit der DJG Jugend 
und Jungen BDR, auch für die 

30 neuen Anwärter des Thürin-
ger Justizdienstes. �

tbb Seminartermine 2019

Thüringer Personalvertretungsgesetz: 
Praxisseminar zu den Änderungen
Nach der Verabschiedung der Novellierung des Thüringer Personalvertretungsgesetzes am 9. Mai 2019 
sollen erstmalig die Personalräte in allen personellen, sozialen, organisatorischen und sonstigen inner-
dienstlichen Angelegenheiten mitbestimmen dürfen. Doch was bedeutet das in der Praxis? Hat das 
Auswirkungen auf meine Informations- oder Initiativrechte als Personalrat? Welche Änderungen  
ergeben sich aus der neuen Freistellungsstaffel?

Im Seminar werden weiterfüh-
rende Kenntnisse des Personal-
vertretungsrechts vermittelt. 
Durch die ausführliche Einfüh-
rung in die Änderungen im Thü-
ringer Personalvertretungsge-
setz und seine Handhabung 
sollen Personalratsmitglieder in 
die Lage versetzt werden, die 
Interessen der Beschäftigten 
gegenüber der Dienststellenlei-
tung wirksam zu vertreten. Ziel-
gruppe sind Personalräte, 
Schwerbehinderten-, Jugend- 
und Auszubildendenvertreter.

Unsere Inhalte:
1. �Änderungen/Neuerungen  

im ThürPersVG

�2. �Die neue Allzuständigkeit 
des Personalrates – was  
bedeutet das?

3. �Änderung der  
Freistellungsstaffel

4. �Ihre neuen Rechte als  
Personalrat

Die Schulung richtet sich an 
Personalräte, die bereits eine 
Grundschulung im Personal-
vertretungsrecht hatten. Die-
se Schulung erläutert vorran-
gig die Änderungen, die sich 
für die Arbeit als Personalrat 
durch die Novellierung des 
Thüringer Personalvertre-
tungsgesetzes (ThürPersVG) 
ergeben haben.Die Schulung 

vermittelt Kenntnisse, die für 
die Personalratsarbeit im Sin-
ne von § 46 Abs. 1 ThürPersVG 
erforderlich sind.

Termine:
>	12. September 2019 (Do)
>	22. Oktober 2019 (Di)
>	11. November 2019 (Mo)
(Termine 2020 in Planung)

Jeweils als Eintagesschulung 
von 9 bis 16 Uhr in Erfurt. Für 
Anmeldungen und Rückfragen 
steht Ihnen die tbb Landes
geschäftsstelle gern zur  
Verfügung. 
 
�

<	 Frank Schönborn,  
Vorsitzender ARGE HPR

©
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<	 Michael Meier (stellvertretender Landesjugendvorsitzender komba ju-
gend thüringen) und Christian Bürger (Landesjugendvorsitzender komba 
jugend thüringen sowie Landesjugendvorsitzender der dbb jugend thü-
ringen) (von links) bei der Übergabe der START-Broschüren an die neuen 
Auszubildenden.
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Fridays for Future

Die Chance zum Wandel nutzen
Mag man zu „Fridays for Future“ stehen, wie man will. Die Bewegung zeigt ganz klar, dass die Genera-
tionen Y und Z nicht unpolitische, volldigitalisierte Egoisten sind. Nein, vielmehr haben diese Generati-
onen die Nase voll von alten Gepflogenheiten in Politik und Gesellschaft. Politische Partizipation, mehr 
Mitbestimmung und direkte Demokratie werden gefordert.

Politik hinter verschlossenen 
Türen und bürgerfernes Arbei-
ten der Parteien werden abge-
lehnt. Das bietet viele Chan-
cen, aber mindestens genauso 
viele Herausforderungen für 
die politischen Parteien. Sie 
müssen eine Öffnung vollzie-
hen und sie müssen gegebe-
nenfalls Abstand nehmen von 
lieb gewonnenen Gepflogen-
heiten. Es muss ihnen gelin-
gen, die Generationen und Ge-
schlechter breiter einzubinden 
und die Gesellschaft in ihrer 
Vielfalt auf Wahllisten und 

Parteigremien abzubilden. 
Auch die Gewerkschaften und 
Standesorganisationen stehen 
vor dem Problem, dass die 
Menschen zunehmend wieder 
Interesse an Mitbestimmung 
zeigen, jedoch der Wille, sich 
fest gewerkschaftlich zu bin-
den, scheinbar abnimmt. Eines 
ist klar: Zur Mitgliedschaft in 
einer Gewerkschaft gibt es kei-
ne Alternative. Nur so funktio-
niert unsere Sozialordnung 
und nur so können die Ge-
werkschaften die Interessen 
der Arbeitnehmer durchset-

zen. Aber: Der dbb muss noch 
mehr das werden, was er ei-
gentlich in Ansätzen schon ist: 
eine echte Mitmachgewerk-
schaft. 

Wie jedoch die Politik wieder 
lernen muss, auf die Bürger zu 
hören, so müssen die Gewerk-
schaften wieder lernen, mit 
LEIDENSCHAFT zu kämpfen. Sie 
müssen wieder für neue sozia-
le Standards, nicht nur für das 
Bewahren des Besitzstands 
kämpfen. Sozialer Fortschritt 
ist nicht nur für die Generatio-

nen Y und Z wichtig, sondern 
auch für die älteren Generatio-
nen. 

Nun ist das alles leicht gesagt. 
Es muss auch getan werden. 
Die Gewerkschaftsjugend im 
dbb ist engagiert und sie will 
ihr Bestes tun, damit der dbb 
fit für die kommenden Heraus-
forderungen wird. Man muss 
sie nur lassen … 

Christian Bürger, 
Landesjugendleiter 

dbb jugend thüringen

tlv – thüringer lehrerverband

ICH.DU.INKLUSION – 
Wenn Anspruch auf Wirklichkeit trifft
Bereits im September 2017 hatte der tlv Kreis
verband Gera/Zeulenroda seine Mitglieder und  
interessierte Kolleginnen und Kollegen eingela-
den, die voll aus dem Leben gegriffene Dokumen-
tation zum Thema Inklusion anzuschauen und an-
schließend mit dem Regisseur Thomas Binn und 
dem Kultusminister Helmut Holter zu diskutieren. 

Die Plätze des Kinosaals im 
„Metropol“ reichten diesmal 
nicht aus, so groß war das Inte-
resse. Inzwischen haben die 
Hauptdarsteller ihre Grund-
schulzeit beendet. Das Film-
team hat mit einigen Schülern 
der begleiteten Inklusionsklas-
se, der Klassenlehrerin und ei-
ner Mutter eines Schülers ge-
nau über diese Zeit nach dem 

Ende der Dreharbeiten zum 
Film noch einmal gesprochen.  
Aus den geäußerten Meinun-
gen entstand ein sechsminüti-
ger Trailer unter dem Motto: 
„Ein Fazit zum Ende der Grund-
schulzeit“.  Dieser war Anlass 
für den Kreisvorsitzenden, Jörg 
Ehrhardt, erneut zum brisan-
ten Thema Inklusion einzula-
den. 

<	 Rolf Busch (tlv), Helmut Holter (Thüringer Minister TMBJS), Dirk Majewski 
(Landeselternsprecher), Burkhard Zamboni (tbb Seniorenvorsitzender) 
und Martina Schweinsburg (Landrätin Landkreis Greiz) im Gespräch
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Knapp 50 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer fanden im Mai 
2019 den Weg in die Räumlich-
keit der Grundschule in Mün-
chenbernsdorf. Die meisten 
von ihnen schauten sich Film 
und Trailer an und verfolgten 
die anschließende Gesprächs-
runde sehr aufmerksam.

Für diese Diskussionsrunde, 
die der tlv Landesvorsitzende 
Rolf Busch moderierte, konnte 
er die Landrätin des Landkrei-
ses Greiz, Martina Schweins-
burg, und (eigentlich) den Kul-
tusminister Helmut Holter 
gewinnen. Sowohl der Mode-
rator als auch die Landrätin 
äußerten sich sehr beein-
druckt von dem kritischen 
Rückblick der Schüler auf ihre 
Grundschulzeit und deren Fa-
zit, dass die Inklusionsklasse 
gescheitert ist.

Leider erfuhr Minister Holter 
das nicht: Schuld war ein Stau 
auf der Autobahn mit entspre-
chend verspätetem Eintreffen 
zur Veranstaltung. Er ließ aber 
die Anwesenden wissen, dass 
er vom Landtag beauftragt 
wurde, regionale Entwick-
lungspläne für die Inklusion zu 
erstellen und dass dabei für ihn 
Qualität absolut vor Geschwin-
digkeit gehe. Außerdem ver-
wies er darauf, dass im geän-
derten Entwurf zum neuen 
Thüringer Schulgesetz auch die 
„Förderzentren ohne Schüler“ 
gestrichen sind. Wie viel das 

nutzt in Anbetracht der Tatsa-
che, dass die Realität sich in 
vielen Schulen prekärer dar-
stellt als im Film, bleibt wie im-
mer abzuwarten. Tatsächlich 
neue oder besser noch hilfrei-
che Erkenntnisse brachte die 
Diskussionsrunde nicht, das 
hatte sicher auch niemand er-
wartet. Es tat aber ganz gut, 
sich in seiner Meinung zum 
Thema Inklusion bestätigt zu 
fühlen.

Ein herzliches Dankeschön an 
alle Beteiligten, die zum Gelin-
gen der Veranstaltung beige-
tragen haben!

Antje Hupfer, 
stellvertretende Kreisvorsitzende

<	 Rolf Busch (tlv), Martina Schweinsburg (Landrätin Landkreis Greiz) und 
Helmut Holter (Thüringer Minister für Bildung, Jugend und Sport) im Ge-
spräch mit den Teilnehmern (von links)

<	 Interessiertes Publikum in der Grundschule Münchenbernsdorf

<	 Rolf Busch (tlv), Martina Schweinsburg (Landrätin Landkreis Greiz) und Helmut Holter (Thüringer Minister für Bildung, Jugend und Sport) (von links)
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